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ZUSTAND 2020 – REGIONAL:
�� Der Nationalpark Donau-Auen ist auf die vorgesehene Fläche von 11.500 ha ausgeweitet.

�� Die March-Thaya-Auen haben einen stärkeren und wirksameren rechtlichen Schutz erhalten.

�� Die Eintiefung der Donausohle ist kein Akutproblem mehr. Sofortmaßnahmen mit zusätzlichen Geschiebezugaben sind in 
Umsetzung. Die Verursacher werden für die erforderlichen Beiträge herangezogen.

•	 Die Verbund-Gesellschaft kompensiert die Wirkung ihrer Staustufe Wien-Freudenau vollständig, ohne das Problem 
aus seiner „Erhaltungsstrecke“ herauszuverlagern. 

•	 Die Republik Österreich und ihre Wasserstraßengesellschaft haben ihre Baggerpolitik geändert, minimieren Eingriffe 
und haben den vollen Ausgleich für die verbleibenden Baggerungen geschaffen.

•	 Maßnahmen zum Ausgleich historischer, auf Baggerungen und rückschreitende Erosion von der Unterliegerstrecke 
zurückzuführender Verluste sind ebenso angelaufen, wie der Rückbau von Regulierungen.

�� Maßnahmen gegen die Verschlammung der Au mit Feinsediment aus den Stauräumen der Donaukraftwerke sind in 
Umsetzung.

•	 Die Donaukraftwerksbetreiber sind bei den Wehrbetriebsordnungen und in den Stauräumen zur Hintanhaltung der 
Feinsedimentbelastung aktiv geworden.

•	 Renaturierungen in der Nationalparkstrecke erleichtern den Abtransport der Ablagerungen durch natürliche 
Erosionsvorgänge.

�� Ein „Rahmenplan Donaustromlandschaft Wien-Bratislava“ ist beschlossen und an die Stelle des Flussbaulichen Gesamtprojektes 
getreten. Mehrere Naturversuche zur mittelfristigen Systemoptimierung sind in Umsetzung bzw. in Vorbereitung.

�� Das NÖ Nationalparkgesetz wird auch betreffend Ausnahmebewilligungen gesetzeskonform angewendet. 

�� Naturschutzverfahren finden unter Öffentlichkeitsbeteiligung mit Parteistellung und Rechtsschutz statt. Die „Brezovsky-
Methode“, einen Naturschutzbescheid zu erteilen, gehört der Vergangenheit an. 

ZUSTAND 2020 – ÜBERREGIONAL:
�� Die Republik Österreich hat nach dem Jahr 2014 erstmals seit Eingehen der Kyoto-Verpflichtung (ohne Zertifikate zu Hilfe 

zu nehmen) nun tatsächlich Treibhausgasemissionen reduziert, das Ausgangsniveau (1990) unterschritten und das Kyoto-
Ziel erreicht. Schritte zu einer weiteren und beständigen Emissionsreduktion sind im Laufen.

�� Weitere Meilensteine zur Energiewende sind auf dem Weg.

•	 Die Energiewende ist mehr als nur eine Stromwende und hat die „Kraftwerksdiskussion“ hinter sich gelassen.

•	 Der Schwerpunkt der Aufmerksamkeit und der Investitionen liegt in der Reduktion des Verbrauches bei Gesamtenergie 
und Strom.

•	 Der Wasserkraft-Wunderglaube ist Realismus gewichen, wertvolle Gewässerabschnitte bleiben gesichert. Auch Tirol, 
im Jahr 2014 noch Brennpunkt der Auseinandersetzung, bildet hier keine Ausnahme.

•	 „Neue Erneuerbare“ ergänzen verstärkt den Energiemix.

�� Energiewende braucht Verkehrswende.

•	 Es werden keine weiteren Schuldenmilliarden in landschafts- und bödenfressende Autobahnen investiert (insbesondere 
in jene durch Donau- und March-Auen geplanten).

•	 Klimapolitisch schädliche Förderungen des Straßenverkehrs sind gestrichen.

•	 Meilensteine zu einer flächendeckenden Versorgung mit öffentlichem Verkehr und zu Verbesserungen für Elektromobilität, 
RadfahrerInnen und FußgängerInnen sind umgesetzt.

•	 Neue Raumplanungsinstrumente und geänderter Finanzausgleich wirken der verkehrsfördernden Zersiedelung 
entgegen.

�� Die Republik Österreich bekennt sich zur Abkehr von einer überholten „Wachsdummspolitik“ und macht Politik für Menschen 
und nicht für Banken und Geldwirtschaft.

�� Mehr direkte Demokratie ist implementiert. 

�� Ein Durchbruch für Transparenz, Öffentlichkeitsbeteiligung und Rechtsschutz ist erzielt.

•	 Das Amtsgeheimnis ist wirksam abgeschafft.

•	 Die Aarhus-Konvention ist vollständig umgesetzt, Umweltorganisationen haben auch in bereichsspezifischen 
Umweltverfahren (Naturschutz, Wasserrecht, etc.) sowie im UVP-Feststellungsverfahren Antragsrechte, Parteistellung 
und Beschwerdemöglichkeit.

•	 Umweltverfahren werden ergebnisoffen durchgeführt.

•	 Umweltengagierte werden nicht mehr wegen ihres Einsatzes für die Umwelt mit Schadenersatzforderungen bedroht.

DIE UNTERZEICHNETEN FORDERN DIE ÖSTERREICHISCHE BUNDES-
REGIERUNG AUF, DAFÜR SORGE ZU TRAGEN, DASS DIE OBIGEN 
FORDERUNGEN AUFGEGRIFFEN UND UMGESETZT WERDEN, UM DAMIT 
ÖSTERREICH ZUM VORREITER FÜR UMWELT- UND KLIMASCHUTZ UND 
EINE UMWELTVERTRÄGLICHE ENERGIEWENDE ZU MACHEN!

PRÄAMBEL
IM JAHR 1984 IST ES DANK DER ANSTRENGUNGEN ZAHLREICHER UMWELT- UND NATURSCHÜTZERINNEN,  ÖSTERREICHERINNEN UND ÖSTERREICHER GELUNGEN,  

DEN BAU DES GEPLANTEN DONAUKRAFTWERKES BEI HAINBURG ABZUWENDEN UND DIESES (NEBEN DER WACHAU) LETZTE STÜCK FREI FLIESSENDE DONAU UND IHRE AUEN ZU ERHALTEN. 
1996 WURDEN DIE DONAU-AUEN ZUM NATIONALPARK ERHOBEN. NICHT GESICHERT IST ALLERDINGS DIE ZUKUNFTSFÄHIGKEIT DES VON MENSCHLICHEN EINGRIFFEN BEEINTRÄCHTIGTEN ÖKOSYSTEMS VON FLUSS UND AU. 
SO IST AUCH DIE GESAMTHEIT DER DONAU-MARCH-THAYA-AUEN NICHT GESCHÜTZT – WIE AUCH DIE WESENTLICHSTEN UMWELT-, UND DEMOKRATIEPOLITISCHEN WEICHENSTELLUNGEN WEITERHIN AUF IHRE UMSETZUNG 

WARTEN. ES DÜRFEN NICHT ERNEUT 30 JAHRE VERSPIELT WERDEN, BEVOR DIE DRINGENDSTEN MASSNAHMEN ERGRIFFEN WERDEN. IN LÄNGSTENS SECHS JAHREN MÜSSEN DIE WICHTIGSTEN UMSETZUNGEN ERFOLGT SEIN:
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